
sozialistischen Demokratie, des Staates und des Redits 
für die weitere Gestaltung der entwickelten sozialisti­
schen Gesellschaft, für die Festigung der sozialistischen 
Staatengemeinschaft sowie im ideologischen Klassen­
kampf besitzen. Ausgehend von der ständig wachsenden 
Führungsrolle der Arbeiterklasse und ihrer marxistisch- 
leninistischen Partei sei zu untersuchen, wie der sozia­
listische Staat und sein Recht als Ausdruck und zugleich 
als Instrument der weiteren gesetzmäßigen Entwicklung 
der sozialistischen Demokratie wirken. Das außerordent­
lich breite Spektrum der Probleme zwinge aber zu einer 
Beschränkung auf die effektiv zu bewältigenden, wich­
tigen Fragen der Staats- und Rechtspraxis.
Notwendig sei ein einheitliches konzeptionelles Heran­
gehen an theoretische Grundprobleme. Beispielsweise 
werde der Begriff der sozialistischen Demokratie in 
Theorie und Praxis oft unterschiedlich verwendet: 
Einerseits werde darunter — richtigerweise — die Ver­
wirklichung der Macht der von der Arbeiterklasse und 
ihrer Partei geführten Werktätigen, die zunehmend be­
wußte Gestaltung sozialistischer Gesellschaftsverhält­
nisse verstanden; andererseits werde die sozialistische 
Demokratie oftmals auf die Einbeziehung der Werk­
tätigen in die staatliche Leitung der gesellschaftlichen 
Prozesse und ihre Lösung reduziert. Es müsse unter­
sucht werden, wie die sich aus der sozialistischen Ge­
sellschaftsentfaltung ergebenden objektiven Möglich­
keiten und Notwendigkeiten realisiert werden, wie sich 
die dialektische Wechselwirkung zwischen der Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie, der Vervoll­
kommnung der staatlichen Tätigkeit und die Erhöhung 
ihrer gesellschaftlichen Effektivität konkret vollzieht. 
Wichtig sei es auch, die sozialistische Demokratie sowie 
den sozialistischen Staat und sein Recht als Ausdrucks­
formen, Wirkungsbedingungen und Entwicklungsinstru­
mente der sozialistischen Demokratie in die internatio­
nale Klassenauseinandersetzung hineinzustellen. Es sei 
zu klären, welche Konsequenzen sich aus dem Prozeß 
der sozialistischen ökonomischen Integration für die 
staatliche Tätigkeit, die Erhöhung der Effektivität des 
sozialistischen Rechts und die Entwicklung der sozia­
listischen Demokratie ableiten.
In der Diskussion wurde der prinzipiellen Linie der 
theoretischen Konferenz zugestimmt, gleichzeitig aber 
die Notwendigkeit unterstrichen, im Referat nur die 
Hauptprobleme zu behandeln und die inhaltliche Auf­
gabenstellung der Arbeitskreise der Konferenz zu prä­
zisieren. Dazu gab es u. a. folgende Hinweise:
1. Die Hauptprobleme des sozialistischen Staates, des 
Rechts und der Demokratie sollten stärker mit den 
Grundfragen der gesellschaftlichen Entwicklung in der 
DDR verbunden werden. Dabei sei der Gedanke, daß 
der Sozialismus ein noch reifender Organismus ist, für 
staats- und rechtswissenschaftliche Überlegungen 
fruchtbar zu machen. Der Zusammenhang zwischen der

Erfüllung der vom VIII. Parteitag beschlossenen Haupt­
aufgabe und der weiteren Freisetzung der schöpferischen 
Kräfte der Werktätigen müsse theoretisch fundiert dar- 
gestellt werden.
2. Die dialektische Wechselwirkung zwischen der Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie und der Ver­
vollkommnung der staatlichen Leitung der gesellschaft­
lichen Prozesse auf der Grundlage der weiteren Ent­
faltung des demokratischen Zentralismus sei konkret 
nachzuweisen.
3. Die sozialistische Gesetzlichkeit als wesentliches Ge­
staltungsprinzip der sozialistischen Demokratie dürfe 
nicht nur in ihrer konfliktlösenden Funktion erfaßt 
werden, sondern sei in ihrer prinzipiellen Bedeutung 
für die Entwicklung sozialistischer Persönlichkeiten und 
die Festigung und den Ausbau sozialistischer Gesell­
schaftsverhältnisse zu begreifen.
4. Das dialektische Wechselverhältnis von staatlichen 
und nichtstaatlichen Formen der sozialistischen Demo­
kratie bei der weiteren Gestaltung der entwickelten so­
zialistischen Gesellschaft müsse präzis herausgearbeitet 
werden.
5. Die weitere Annäherung der sozialistischen Staaten 
im Rahmen der sozialistischen ökonomischen Integration 
bei voller Wahrung und Entfaltung ihrer staatlichen 
Souveränität sei als echter Ausdruck sozialistischen 
Demokratismus zu charakterisieren.
Der Vorsitzende des Rates für staats- und rechtswis­
senschaftliche Forschung, Prof. Dr. S c h ü ß l e r  (Rektor 
der Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft der 
DDR), hob abschließend hervor, daß die überzeugende 
Darstellung der Überlegenheit der sozialistischen Staats­
und Gesellschaftsordnung eine tiefgründige Analyse der 
Rolle des sozialistischen Staates und seines Rechts so­
wie der Entwicklung der sozialistischen Demokratie 
bei der Lösung der vom VIII. Parteitag gestellten Auf­
gaben verlange. Jede einengende Verwendung des Be­
griffs der sozialistischen Demokratie müsse vermieden 
werden, da sie das richtige Erfassen des Wesens der 
realen sozialistischen Demokratie als eines historisch 
neuen und höheren Typs und das Herausarbeiten ihrer 
prinzipiellen Überlegenheit gegenüber der bürgerlichen 
Demokratie erschwert. Bedeutsam sei hierbei auch das 
richtige Verständnis der Dialektik zwischen Vervoll­
ständigung des demokratischen Zentralismus und Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie.
Die Diskussion über diese Fragen soll in den staats- und 
rechtswissenschaftlichen Sektionen der Universitäten 
weitergeführt und damit die theoretische Konferenz so 
vorbereitet werden, daß sie einen fruchtbaren Beitrag 
zur weiteren wissenschaftlichen Durchdringung der 
Staats- und Rechtspraxis der DDR und bei der theore­
tischen Lösung der herangereiften gesellschaftlichen 
Probleme leisten kann.
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Klassenjustiz, weil Klassenherrschaft
Bemerkungen zu einer Arbeit von Rolf Geffken/*/

Wenn das höchste Arbeitsgericht der BRD die Kündi­
gung eines Angestellten durch einen Bankier bestätigt, 
da letzterem nicht zuzumuten sei, daß ein bei ihm Be­
schäftigter, in seiner Freizeit wohlgemerkt, die legale 
Zeitung der legalen DKP verteilt/1/, dann ist dieses 
Urteil — Rechtsbruch und Rechtsspruch in einem —
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Klassenjustiz. Wenn das Schwurgericht Frankfurt am 
Main im Jahre 1970 sein Urteil aus dem Jahre 1949 
aufhebt und einem seinerzeit wegen 21faxhen Mordes

1*1 Rolf Geffken, Klassenjustiz, Verlag Marxistische Blätter, 
Frankfurt am Main 1972 ; 73 Seiten; Preis: 3 Mark.
/I/ Demokratie und Recht (Köln) 1973, Heft 2, S. 174 fl.
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